% Bundesnetzagentur

Beschlusskammer 8
Aktenzeichen: BK8-19/01882-01

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG, § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2
i.V.m.§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1aund § 5 ARegV

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos 2018 und der Ver-
teilung durch Zu- und Abschldage auf die Erlésobergrenzen der
Kalenderjahre 2020 bis 2022

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekom-

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

.durch den Vorsitzenden Karsten Bourwieg,
die Beisitzerin Dr. Ursula Heimann
und den Beisitzer Stefan Albrecht,

auf Antrag der Netz Leipzig GmbH, Arno-Nitzsche-Strale 35, 04277 Leipzig, ver-

treten durch die Geschaftsflihrung,

- Antragstellerin -
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am 22.06.2021 beschlossen:

1. Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin fir das Jahr 2018 sowie
die Verteilung durch Zu- bzw. Abschlage auf die kalenderjahrlichen Erlds-

~ obergrenzen der Kalenderjahre 2020 bis 2022 werden gemaR Anlage 1
dieses Beschlusses genehmigt. Im Ubrigen wird der Antrag abgelehnt.

2. Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG.

Griinde

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 28.06.2019 einen Antrag auf Genehmi-
gung der Zu- bzw. Abschlége aus dem Regulierungskonto des Jahres 2018 gemaf
§4 Abs. 4S. 1Nr. 1aiV.m. § 5 Abs. 3 ARegV gestellt.

Am 13.09.2019 hat die Beschlusskammer eine vorlaufige Anordnung hinsichtlich
des Regulierungskontos des Kalenderjahres 2018 sowie der Verteilung durch Zu-
bzw. Abschléage auf die kalenderjéhrlichen Erlésobergrenzen der Jahre 2020 bis
2022 erlassen.

Die Beschlusskammer hat der Antragstellerin gemaR § 67 Abs. 1 EnWG mit Schrei-
ben vom 22.04.2021 Gelegenheit gegeben, sich zu der beabsichtigten Entschei-
dung der Beschlusskammer zu auern. Die Antragstellerin hat unter anderem mit
Schreiben vom 20.05.2021 Stellung genommen.

Die Landesregulierungsbehdrde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat,
wurde geméaB § 55 Abs. 1 EnWG Uber die Einleitung des Verfahrens informiert. Das
Bundeskartellamt und die Landesregulierungsbehérde wurden geméaR § 58 Abs.1
S. 2 EnWG beteiligt.

Im Ubrigen wird auf die Verfahrensakte verwiesen.
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1. Zustandigkeit

Die Bundesnetzagentur ist gemal § 54 Abs.1 und 3 EnWG die zusténdige

Regulierungsbhehorde.
Die Zustandigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWG.

2. Ermittlung der Zu- bzw. Abschlidge auf die Erlésobergrenzen
der Jahre 2020 bis 2022 nach § 5 Abs. 3 ARegV

2.1 : Ermachtigungsgrundlage

Die Genehmigung der Zu- bzw. Abschlége auf die Erlosobergrenzen der Antragstel-
lerin flir die Jahre 2020 bis 2022 erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG, § 32
Abs. 1 Nr.1und 2iV.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 18, § 5 ARegV.

Die Regulierungshehdrde genehmigt gemaf § 5 Abs. 3 ARegV Zu- bzw. Abschlage
auf die Erldsobergrenzen der Antragstellerin fiir die Jahre 2020 bis 2022, die sich
aus dem Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2018 ergeben. Die ermittelten
Differenzen nach § 5 Abs. 1 ARegV und die Zu- und Abschlage sind gemaR § 5
Abs. 2 ARegV zu verzinsen.

Flr die Berechnung der Zu- und Abschl'ége auf die entsprechenden Erldsobergren-
zen wird zundchst der Saldo zum 31.12.2018 ermittelt. Dieser wird sodann um ein
Jahr aufgezinst, um zu berlicksichtigen, dass die Aufldsung des Regulierungskon-

tosaldos erst im Jahre 2020 beginnt.

Der Auégteich des aufgezin'sten Saldos zum 31.12.2018 erfolgt in drei gleichmafi-
gen Raten ab dem Jahr 2020. Zusatzlich erfolgt gemaf § 5 Abs. 3 S. 3 ARegV eine
Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich gebundenen Saldos
nach § 5 Abs. 2 ARegV. Der Zinssatz fir die Aufzinsung im Jahr 2019 und im ge-
samten Aufldsungszeitraum entspricht dem 10-jahrigen Durchschnitt der von der
Bundesbank veréffentiichten Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpapierev inlén-
discher Emittenten” der Kalenderjahre 2009 bis 2018 in Hohe von 1,34 Prozent.
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2.2

Positionen im Regulierungskonto

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1

ARegV. Fur den Elektrizitdtsbereich sind dies im Einzelnen:

a)

b)

d)

die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulassigen Erlésen und den von
der Antragstellerin unter Beriicksichtigung der tatsédchlichen Mengenentwick-

lungen erzielbaren Erlosen,

die Differenz zwischen den tatsachlich entstandenen Kosten nach §11‘
Abs. 2'S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV und den in der Erldsobergrenze

diesbezliglich enthaltenen Ansétzen,

die Differenz zwischen den tatsachlich entstandenen Kosten nach § 11
Abs. 5 ARegV i.V.m. der Festlegung volatiler Kosten nach § 11 Abs. 5
ARegV zur Beriicksichtigung von Verlustenergiekosten in der zweiten Regu-
lierungsperiode und den in der Erlésobergrenze diesbeziiglich enthaltenen
Ansatzen bzw. der entsprech‘enden freiwilligen Selbstverpflichtung nach § 11
Abs. 4 S. 2 ARegV sowie

die Differenz zwischen den fUr das Kalenderjahr bei effizienter Leistungser-
bringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die
Messung gehoért, und den in der Erlésobergrenze diesbezlglich enthaltenen
Ansatzen, soweit diese Differenz durch Anderungen der Zahl der Anschluss-
nutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchge-
flhrt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten fiir den Mess-
stellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsys- |

temen im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt. In das Regulie-

rungskonto wird auch die Differenz einbezogen, die durch Mallnhahmen des
Netzbetreibers im Zusammenhang mit § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S.1 und 2
EnWG in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 MsbG verursacht
wird, soweit der Netzbetreiber flir die Durchflihrung zustandig war.
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2.3 Differenz zwischen zulassigen Erlésen und erzielbaren Eri6-

sen

Gemal § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zuldssigen Erlése und der von
der Antragstellerin unter Ber(cksichtigung der tatsdchlichen Mengenentwicklung er-
zielbaren Erldése im Regulierungskonto zu erfassen. Die angepasste Erlésober-
grenze wird-in den Anlagen 3a bis ¢ der von der Antragstellerin angepassten Er-

I6sobergrenze gegenlibergestellt.

Die in den Einzelbestandteilen der Erldsobergrenze gegenliber dem Ansatz der An-
tragstellerin ermittelten Differenzen ergeben sich ebenfails aus den Anlagen 3a

bis c.
2.3.1 Zuldssige Erlose

Die zulassigen Eriose bestimmen sich gemanl § 4 ARegV. Dabei sind die gemaf
§ 4 Abs. 1 und 2 ARegV bestimmten Erldsobergrenzen nach MaRgabe von § 4
Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjahrlich von der Antragstellerin anzupassen.

Dies umfasst insbesondere die zuldssige Anpassung der jeweiligen kalenderjahrli-
chen Erldsobergrenze in Folge von Anderungen des Verbraucherpreisgesamtinde-
xes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) sowie Anderungen von dauerhaft
nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 6a, 8, 8b bis
11, 12a bis 13 und 17 ARegV sowie § 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1
Nr. 2 ARegV). ‘

Kosten oder Erldse aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter
Netzebenen (§11 Abs.2 S.1 Nr.4 ARegV), der Nachrlistung gemall der
Systemstabilitatsverordnung (8§11 Abs.2 S.1 Nr.5 ARegV), genehmigten
Investitionsmafinahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S.1 Nr. 6 ARegV), der
Aufldsung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs. 2a ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a
ARegV, aus vermiedenen Netientgeken (§11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der
- Aufldsung von Netzanschlusskostenbeitrdgen und Baukostenzuschiissen (§ 11
Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV) sowie aus Entschédigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die
die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 EEG erfiillen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17 ARegV
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konnen auf Basis von Planwerten angepasst werden und flieBen im Rahmen eines

Plan-Ist-Abgleichs in das Regulierungskonto ein.

Weiterhin kdnnen Anpassungen aufgrund einer Mehreridsabschopfung nach § 34 '
Abs. 1 ARegV i.V.m. § 11 StromNEV in analoger Anwendung erfolgen.

Zudem konnen jeweils auf Antrag der Antragstellerin gemafl § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1
und 2 ARegV Anpassungen der Erldsobergrenze in Folge von beschiedenen
Antrdgen nach Mallgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) und einer nicht
zumutbaren Harte (Hartefall) gewéhrt werden. Die Anpassung aufgrund eines vor-
herigen Saldos eines Regulierungskdntos erfolgt nach § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a, S. 3
ARegV.

Eine weitere Anpassung der Erlésobergrenze ist gemal § 4 Abs. 5 ARegV nach
MaRgabe des § 19 ARegV (Qualitatselement) méglich. |

2.3.1.1.1. Offentlich-rechtliche Vertrige

Die Ahtragstellerin hat unter den Aktenzeichen BK8-11/1882-13, BK8-13/1882-82
und BK8-15/1882-13 6ffentlich-rechtliche Vertrage mit der Bundesnetzagentur ge-
schlossen. Durch diese Vertrage wurden die der jahrlichen Entgeltbildung zu
Grunde zu legenden Betrage geandert. Diese Betrége sind im Regulierungskonto
beirh Abgleich mit den erzielbaren Erldsen zu berlicksichtigen. Zur Bestimmung der
zuldssigen Erlose ist somit genereli auf die vor Abschluss der 6ffentlich-rechtlichen
Vertrage urspriinglich festgelegten bzw. nach § 4 Abs. 3 und 4 ARegV angepassten

kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen abzustellen.

In den Anlagen 3a erfolgt jedoch unter ,Sonstiges" der Ausweis eines Anpassungs-
betrages aus technischen Grinden bei den zuléssigen Erlésen und nicht bei den
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erzielbaren Erlésen. Der Betrag wurde von der Beschlusskammer daher fir das Ak-
tenzeichen BK8-11/1882-13 abweichend zum Antrag von der Position ,MEA" in die

Position ,Sonstiges" umgebucht.

Aktenzeichen ! Anpassungsbetrag It. Vertrag

BK8-11/1882-13

BK8-13/1882-82

BK8-15/1882-13

Summe

23.11.2. Teilnetziibergénge nach § 26 Abs. 2 bis 5 ARegV

Eine Anderung der Erlésobergrenzen erfolgte bei der Antragstellerin auch aufgrund
von Teilnetziibergangen nach § 26 Abs. 2 bis 5 ARegV. Die zu berlicksichtigenden

Teilnetztubergange sind in Anlage 3¢ ausgewiesen.

Die Antragstellerin hat sich zu dem Verfahren BK8-16/1645-727 mit dem abgeben-
den Netzbetreiber darauf geeinigt, dass der abgebende Netzbetreiber Anteile des
Regulierungskontosaldos, die auf das (ibergebene Teilnetz entfallen, bei dem An-
trag nach § 5 ARegV nicht mehr bericksichtigt. Diese Vereinbarung hat im Antrag

der Antragstellerin Bericksichtigung gefunden.

Die Antragstellerin hat sich zu dem Verfahren BK8-18/1882-71 mit dem aufnehmen-
den Netzbetreiber darauf geeinigt, dass die Antragstellerin Anteile des Regulie-
rungskontosaldos, die auf das Ubergebene Teilnetz entfallen, bei dem Antrag nach
§ 5 ARegV nicht mehr berlcksichtigt. Diese Vereinbarung hat im Antrag der Antrag-

stellerin Berucksichtigung gefunden.

2.31.2 ‘ Anderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes
nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV)

Hinsichtlich der Anpassung der Erlésobergrenze ist die Anderung des Verbraucher-
preisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu beriicksichtigen. Hierfir ist fiir das Jahr
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2018 gemalR § 8 S. 2 ARegV der Verbraucherpreisgesamtindex des Jahres 2016 in
Héhe von 107,40 zu verwenden.

2.3.1.3 ' Anderungen von dauerhaft nicht beeinflusébaren
Kostenanteilen nach § 11 Abs.2 S.1 Nr. 1, 3, 7, 8b
bis 12a und 14 sowie S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3
S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV)

Kosten oder Erlose aus gesetzlichen Abnahme- und Vergufungspflichten (Nr. 1),
- Betriebssteuern (Nr. 3), Mehrkosten fur die Errichtung, Zahlungen an Sté}dte oder
Gemeinden nach Mallgabe von § 5 Abs. 4 StromNEV (Nr. 8b), betrieblichen und
tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen,
soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2008 abgeschlossen worden sind
(Nr. 9), der im gesetzlichen Rahmen ausgelibten Betriebs- und Personalratstatigkeit
(Nr. 10), der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von
Betriebskindertagesstatten fir Kinder der im Netzbereich beschaftigten
Betriebsangehdrigen (Nr. 11), Forschung und Entwickiung nach M,aﬁgabe des §
25a ARegV (Nr. 12a) sowie Kosten und Erlése nach § 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV
wurden vom Netzbetreiber gemal § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV jeweils auf
die im vorletzten Kaleénderjahr entstandenen Kosten angepasst.

© 2314 Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8,
13, 16 und 17 ARegV (§4 Abs.3 S.1 Nr. 2, 2. HS
ARegV)

Kosten aus der erforderlichen |nanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 11
Abs.2 S.1 Nr.4 ARegV), fir  die Nachristung  aufgrund  der
Systemstabilitdtsverordnung (§ 11 Abs.2 S.1 Nr. 5 ARegV), aus genehmigten
Investitionsmafnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV), der
Auflosung des Abzugsbetrags nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a ARegV),
aus vermiedenen Netzentgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der Aufidsung
von Netzanschlusskostenbeitragen und Baukostenzuschiissen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr.
13 ARegV), sowie aus Entschadigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die die
Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 EEG erfullen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17 ARegV)
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wurden vom Netzbetreiber auf Basis von Plankosten gemaR § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2
ARegV angepasst.

2.3.1.4.1. Tabellenblatt E6 - InvestitionsmaBnahmen

Die Antragstellerin hat nach Maf3gabe des § 23 ARegV'Antrége auf Genehmigung
von Investitionsmalnahmen gestellt, welche.von der Beschlusskammer 4 geneh-
migt wurden. Die aus diesen Projekten resultierenden Kapitalkosten wurden als
Plankosten in der Erldsobergrenze beriicksichtigt. Mit Schreiben vom 07.10.2019
hat die Beschlusskammer 4 der Antragstellerin das Ergebnis der Ist-Kostenabrech-

nung mitgeteilt. Die erzielbaren Erldse im Regulierungskonto sind um die Differenz

aus Plan- und Ist-Kosten in Hohe von _anzupassen.

In der Anlage Einzelnachweis wird der beantragte Wert dem von der Beschluss-

kammer 4 genehmigten Wert gegenubergestellt.

Der Anpassungsbetrag wird um-

2.3.1.5 Anpassung nach MaRgabe des § 10 ARegV (Erweite-
rungsfaktor) geman § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV

Die Erlésobergrenze wurde nach Maligabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor)
gemal § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV angepasst (Aktenzeichen BK8-15/1882-21).
Daher ist diese Anpassung bei der Berechnung der zuldssigen Erldsobergrenze in
der Anlage 3a ber{icksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskam-
mer ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der An-

lage 3a zu entnehmen.

2.3.1.6 Anpassung nach MaRgabe des § 5 ARegV (Saldo des
Regulierungskontos) gemall §4 Abs. 4 S.1 Nr.1a
ARegV

Die Erlosobergrenze wurde nach Mafigabe des § 5 ARegV gemaft § 4 Abs. 4 S. 1
Nr. 1a ARegV angepasst. Hinsichtlich der Kalenderjahre 2013 bis 2016 erfolgten
durch die Beschlusskammer zunachst eine vorlaufige und schliefllich eine endglil-
tige Bestimmung der Salden und der Verteilung auf sechs Kalenderjahre durch Zu-
und Abschlage auf die Erldsobergrenze gem. § 34 Abs. 4 ARegV (Az. jeweils BK8-
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17/1882-01). Mafigeblich fur die Bestimmung der zuléssigen Erlose fur den Saldo
des Jahres 2018 ist der endgﬁltige durch die Beschlusskammer festgelegte Zu-
bzw. Abschlag. Etwaige Abweichuhgen des von dér Beschlusskammer festgestell-
ten Auflésungsbetrag‘ aus dem Regulierungskontosaldo 2013 bis 2016 zu den An-
gaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 3a zu entnehmen. Der in der
Anlage 3a ausgewiesene Wert enthalt zudem den Saldo des Regulierungskontos
fUr die Jahre 2009 bis 2012, der mit der Feétlegung der Erlésobergrenzen fiir die
zweite Regulierungsperiode bestimmt wurde.

2.3.1.7 Anpassung nach MaRgabe des § 19 ARegV (Qualitat-
’ selement) gemaB § 4 Abs. 5 ARegV

Die Erlésobergrenze wurde nach Malgabe des § 19 ARegV (Qualitatselement)
gemal §4 Abs. 5 ARegV angepasst (Aktenzeichen BK8-17/1882-81). Daher ist
diese Anpassung bei der Berechnung der zuldssigen Eflbsobergrenze in der
Anlage 3a beriicksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskammer
ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage

3a zu entnehmen.
2.3.2 " Erzielbare Erlése

Gemal § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zu-
lassigen Erlosen und den von der Antragstellerin unter Beriicksichtigung der tat-
sachlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erldsen im Regulierungskonto zu erfas-
sen. Die erzielbaren Erlésevermitteln sich als Produkt der tatsachlich im jeweiligen
Jahr durchgeleiteten Absatzmengen und Leistungswerte’n mit den zuvor im Rahmen
der Verprobungsrechnung gemaf § 20 StromNEV ermittelten Entgelten. Bei der
‘Bestimmung der erzielbaren Erlose ist somit auf die tatsachlich physikalisch durch-
geleiteten M‘engen und die in Anspruch genommenen Leistungen abzustellen, un-
abhangig davon, ob Forderungen uneinbrihglich waren oder Rabatte gewéhrt wur-

den.

Die Antragstellerin hat die zur Ermittlung des Regulierungskontosaldos erforderli-
chen tatsachlich erzielbaren Erlése des abgelaufenen Kalenderjahres im Rahmen

der Antragstellung der Beschlusskammer mitgeteilt.
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Nach Prufung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich die

in Anlage 2 dargestellten erzielbaren Erlose.
2.3.2.1 Offentlich-rechtliche Vertriage / BGH-Vergleich

Die Antragstellerin hat unter den Aktenzeichen BK8-11/1882-13, BK8-13/1882-82
und BK8-15/1882-13 zur Umsetzung hchstrichterlicher Rechtsprechung éffentlich-
rechtliche Vertrage mit der Bundesnetzagentur geschlossen. Durch diese Vertrage
wurden die der jahrlichen Entgeltbildung zu Grunde zu legenden Betrage geandert.
Diese Betrage sind im Regulierungskonto beim Abgleich mit den erzielbaren Erl6-
sen zu bericksichtigen. Dementsprechend sind die erzielbaren Erlése der Antrag-
stellerin um die sich aus den offentlich-rechtlichen Vertrdgen ergebenden Betrage

zu korrigieren.

2.4 Differenz aus Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13
" und 17 ARegV ’

Nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjahrlichen
Erldsobergrenze jeweils zum 01. Januar eines Kalenderjahres bei einer Anderung
von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis
6a, 8, 13 und 17 ARegV auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erldsobergrenze

Anwendung finden soll.

Die diesbeziglich in dem jeweiligen Erlosobergrenzenjahr enthaltenen Planansatze
sind den in diesem Kalenderjahr tatsachlich entstandenen Kosten gegenliberzustel-
len. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemaR § 5Abs. 1S, 2

ARegV zu beriicksichtigen.

Die Antragstellerin hat die tatsachlich entstandenen Kosten und Erldse gemai § 11
Abs. 2°S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV aus

a) der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen,
b) der Nachriistung nach SysStabV,
¢) genehmigten Investitionsmaflnahmen nach § 23 ARegV,

d) der Aufldsung des Abzugsbetrags nach § 23 ARegV,
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e) vermiedenen Netzentgelten,

f) der Auflésung von Netzanschlusskostenbeitragen und

Baukostenzuschissen,

g) Entschédigungeh nach § 15 Abs. 1 EEG, die die Voraussetzungen des
§ 15 Abs. 2 EEG erflillen,

Ubermittelt.’

In der Anlage 2 werden diese Werte den von der Beschlusskammer ermittelten

Werten gegeniibergestelit.

2.5 Differenz zwischen den fiir das Kalenderjahr entstehenden
Kosten des Messstellenbetriebs oder der Messung und den

in der Erlosobergrenze diesbeziiglich enthaltenen Anséatzen

GeméR § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu-
lierungskonto darliber hinaus die Differenz zwischen den fiir das Kalenderjahr bei
effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu
dem auch die Messung gehort, und den in der Erlésobergrenze diesbezliglich ent-
haltenen Ansatzen einbezogen, soweit diese Differenz durch Anderungen der Zahl
der Anschlussnutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber
durchgefiihrt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten fir den Mess-
stellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen

im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt.

Gemal § 5 Abs. 1 S.4 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu-
lierungskonto auch die Differenz eihbezogen, die durch Mafinahmen des Netzbe-
treibers im Zusammenhang mit § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 Und 2 EnWG in Ver-
bindung mit § 55 Abs 1 Nr. 4 oder Abs. 2 des MsbG verursacht wird, soweit der
Netzbetreiber flr die Durchflihrung zustandig war.

! Bei der Bestimmung der auszuzahlenden vermiedenen Netzentgelte ist ab dem Kalenderjahr 2018 nach
MaRgabe des § 18 StromNEV i.V.m. § 120 EnWG das Schattenpreisblatt des jeweiligen vorgelagerten Netz-
betreibers zu Grunde zu legen {vgl. Hinweise der Beschlusskammer 8 zur Anpassung der Erlésabergrenze).
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Nach § 7 Abs. 2 MsbG sind die Kosten des Messstellenbetriebs von modernen Mes-
seinrichtungen und intelligenten Meéssystemen nicht mehr in der Erldsobergrenze
und den Netzentgelten des Netzbetreibers zu beriicksichtigen, sondern dem grund-
zustandigen Messstellenbetreiber fiir moderne Messeinrichtungen und intelligente
Messsysteme zuzuordnen. Die Kosten fiir die Abrechnung der Netznutzung von
modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen verbleiben beim

Netzbetreiber und sind weiterhin Bestandteil der Netzentgelte.

In das Regulierungskonto sind gemal § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV Kostendifferenzen
einzubeziehen, die sich durch Anderungen der Zahl der Anschlussnutzer im Bereich
des konventionellen Messstellenbetriebs ergeben. Durch den Austausch von kon-
ventionellen Messeinrichtungen gegen moderne Messeinrichtungen und intelligente
Messsysteme reduziert sich die Anzahl der Anschlussnutzer, die dem Bereich des
konventionellen Messstellenbetriebs und damit dem Netzbetreiber zuzuordnen
sind, wahrend die Anzahl der Anschlussnutzer, die vom grundzusténdigén Mess-
stellenbetreiber fir moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsysteme be-
treut werden, steigt. Folglich reduzieren sich die Kosten des Netzbetreibers fir den
konventionellen Messstellenbetrieb im Vergleich zu den in der Erldsobergrenze ent-

haltenen Ansatzen.

Die Antragstellerin hat die Kostenveréanderung flr die Messung bzw. den Messstel-

lenbetrieb Ubermittelt.
Hiernach haben sich keine Differenzen ergeben.
2.6 | Ausgleich des Regulierungskontosaldos

Der ermittelte Saldo wird annuitatisch Gber drei Jahre durch Zu- und Abschlage auf

die Erldsobergrenze verteilt.

Der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2018 wird durch die Einzelbetrdge
hinsichtlich

a) der Abweichung zwischen zulassigen und erzielbaren Erlésen gemafl § 5
Abs. 1S.1 ARegV,

Seite 13 von 18



b) der Abweichung zwischen den tats&chlichen Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1
Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV und den in der kalenderjéhrlichen Erlos-
obergrenze enthaltenen Ansatzen gemaR § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV, sowie ‘

c) den veranderten Kosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des
§ 5 Abs. 1 S. 3 und 4 ARegV ‘

bestimmt. Diese Differenzbetrage werden gemaf § 5 Abs. 2 ARegV verzinst.

~ Der Anlage 2 sind die unverzinsten Differenzen zu entnehmen. Die Verzinsung er-

folgt gemafl § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jahrlich durchschnittlich gebun-
denen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jahresénfangs—,und Jah- -
resendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten zehn

abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen

Bundesbank veroffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inlandi-

scher Emittenten (1,34 %).

Die sich danach fiir die Jahre 2020 bis 2022 ergebenden Zu- bzw. Abschlage auf

die Erlésobergrenze sind Anlage 1 zu entnehmen.
3. Entfall der vorlaufigen Anordnung

Die Beschlusskammer hat am 13.09.2019 (Az. BK8-19/01182-01) eine vorlaufige
Anordnung zur Auflésung des Regulierungskontosaldos des Jahres 2018 getroffen.
Die vorlaufige Anordnung tritt mit der Wirksamkeit dieser abschlieenden Entschei-

dung auller Kraft.
4, Ruckwirkende Festlegung

Die riickwirkende Festlegung der Aufldsung des Regulierungskontosaldos nach
dem 01.01.2020 ist zulassig.

Der sachliche Grund fir das Absehen von einer Festlegung bereits im Jahr 2019
liegt u.a. darin begriindet, dass in zahlreichen Fallen flr die Prifung des Regulie-
rungskontos vorgreifliche Verfahren der zweiten Regulierungsperiode (Erweite-
rungsfaktoren, Netz(ibergénge etc.) noch nicht abgeschlossén waren. Zur Wahrung
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einer einheitlichen Prifungspraxis hat die Beschlusskammer daher von einer frih-
zeitigen Genehmigung der Regulierungskonten abgesehen.

Die rlickwirkende Festlegung in Bezug auf die Erlosobergrenzen 2020 und 2021
verstolt insbesondere nicht gegen § 21a Abs. 5 S. 4 EhWG. Das Regulierungs-
konto wird gem. § 5Abs. 1S, 1und 5 ARégV ohnehin primar durch den Netzbetrei-
ber gefiihrt. Durch den stets vor dem 30.06. eines Kalenderjahres der Regulierungs-
periode verdffentlichten Erhebungsbogen zum Regulierungskonto war der Netzbe-
treiber stets rechizeitig zur Preisbildung (01.01. des Folgejahres) in der Lage, die
preisbildenden Bestandteile aus der Auflésung des Regulierungskontos fir sich zu
bestimmen und konnte diese somit seiner Entgeltbildung der Jahre 2020 und 2021

zu Grunde legen.

Durch die Verdffentlichung der Hinweise zur Anpassung der Erlbsobergrenze waren
dem Netzbetreiber dabei auch die wesentlichen Rechtspositionen der Beschluss-
kammer im Hinblick auf die Beriicksichtigung bzw. Nichtberlicksichtigung bestimm-
ter Kosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 2
ARegV bekannt.

Die Systematik der ARegV sieht einen festlegungsfreien Zeitraum nicht vor. Die
Festlegung der Auflésungsbetrage aus dem Regulierungskonto fir die Jahre 2020
bis 2022 hatte danach grundsétzlich im Jahr 2019 erfolgen sollen. Gleichwoh ist
eine rlckwirkende Festlegung zuldssig. Nach Art. 37 Abs. 10 der Richtlinie
2009/73/EG sind die RegUlierungsbehérden befugt, vorldufig geltende Ubertra-
gungs- und Verteilungstarife festzulegen oder zu genehmigen und Uber geeignete
Ausgleichsmafinahmen zu entscheiden, falls sich die Festlegung der Tarife verzd-
| gert. Wenn aber vorldufige Regelungen im Zusammenhang mit der Festlegung der
Eridsobergrenze fir ein Kalenderjahr zuldssig sind, muss auch eine rlickwirkende
endgliltige Festlegung von Erlésobergrenzen zuldssig sein (vgl. OLG Dusseldorf,
Beschluss vom 14. September 2016, VI-3 Kart 175/14 [V], Rn. 118 ff., juris).

Angesichts der dargestellten Umstande erachtet die Beschlusskammer die rlickwir-

kende Festlegung als vom Ermessen gedeckt.

Vorliegend (iberwiegt das Interesse der Aligemeinheit an der (rlickwirkenden) Fest-
legung zur Aufldsung der Regulierungskontosalden. Die gegen die riickwirkende
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Festlegung sprechenden Prinzipien des V_ertrauenssbhutzes hat die Beschlusskam-
mer demgegentiiber im konkreten Fall als nachrangig bewertet.

Dem Netzbetreiber war zudem vorab bekannt, dass eine Festlegung der Beschluss-
kammer zur Genehmigung des Regulierungskontosaldos erfolgen wird und insoweit
eine nachtrégliche Korrektur der selbstandig angepassten Eridsobergrenzen der
Jahre 2020 und 2021 erfolgen kann. Bereits mit den Hinweisen fiir die Festlegung
der Erlosobergrenzen fiir die Jahre 2020 und 2021 hat die Beschlusskammer darauf
hingewiesen, dass, sofern noch keine Bescheidung des gestellten Antrags erfolgt
ist, der Antragswert bzw. der Wert gemaf der vorlaufigen Anordnung flr die Anpas-

sung anzusetzen ist.

Zudem hat die Beschlusskammer in der vorldufigen Anordnung im Jahr 2019 noch-
mals klargestellt, dass mogliche Abweichungen der enngltigen von der vorlaufigen
Entscheidung sachgérecht Uber die Methodik des Regulierungskontos ausgegli-
chen werden konnen. Dies betrifft die klinftigen Genehmigungsverfahren zu den
Regulierungskonten der Jahre 2020 und 2021.

Die Entscheidung ist auch verhaitnismaRig. Die Entscheidung dient dem Zweck,
entsprechend den Vorgaben des .EnWG, der ARegV und der StromNEV flir die
Jahre 2020 bis 2022 Auflésungsbetrage aus dem Regulierungskontosaldo festzule-
gen. Die rlckwirkende Festlegung ist hierzu geeignet, insbesondere werden
dadurch folgerichtige Saldierungen in den Jahren 2020 bis 2022 ermdglicht. Die
rickwirkende Festlegung ist auch erforderlich, da ein gléich geeignetes, milderes
Mittel nicht zur Verfigung steht. Die Entscheidung ist schliefdlich auch angemessen.
Das Interesse des Netzbetreibers, flr den Zeitraum der Rlckwirkung keinen weite-
ren Vorgaben gemal} dieses Besc-hlusses zu unterliegen, muss aus Sicht der Be-
schlusskammer hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer sicheren, preis-
glnstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit
Elektrizitdt zurlickstehen. Die zahlreichen nachtraglichen Korrekturen einzelner Un-
ternehmen im Verwaltungsverfahren zeigen zudem, dass es vielfach auch im Inte-
resse der Netzbetreiber selbst ist, nachtraglich noch eine Entscheidung zu treffen.
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ill. Gebiithren

- Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnNWG.

iV. Anlagenverweis
Die Anlagen 1 bis 3¢ sind Bestandteil dieses Beschlusses.
Anlage 1 Auflésungsplan und Auszug
Anlage 2  Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA
Anlage 3a Vergleich der Erlésobergrenzenbestandteile
Anlage 3b Vergleich VPI und dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten
' Anlage 3c Netéverénderungen

Anlage Einzelnachweis
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Rechtsmittelbelehrung

- Gegen diesen Beschluss kann .innerhalb eines Monats nach Zustellung Be-
schwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur (Haus-
anschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn)- einzureichen. Es genligt, wenn die Be-
schwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Dlsseldorf (Hausanschrift:
Cecilienallee 3, 40474 Dusseldorf) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begrliinden. Die Frist fur die Beschwerdebegriindung betragt
einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag
von dem odér der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die
Beschwerdebegriindung muss die Erklérung, inwieweit der Beschluss angefochten
und seine Abanderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsa-
chen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stitzt, enthalten. Die Be-
schwerdeschrift und Beschwerdebegrindung missen durch einen Rechtsanwalt

unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

Vorsitzender Beisitzerin Beisitzer

Bourwieg Dr. Heimann Albrecht
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Anlage 1 - Aullésungsplan und Auszug

Auszug des Regulierungskontos fiir 2018

- Herleitung des Saldo und Auflésungsplan-

Nelz Leipzig GmbH

§ 5 Abs. 1 Salz 1 ARegV

Erlosobergrenze (EOG) gemah § 4 ARegV-

nach § 4 ARegV zulssige Frdse

erzielbare Edose

Verzichisbelrag in der Verprobung

Differenz

§5 Abs. 1 Satz 2 ARegV

tatsdchlich entstandene Kosten

Erorderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen
gemaf § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV

in EOG enthallene Ansélze

Differenz

§ 5 Abs. 1 Salz 2 ARegV

Vermiedene Netzentgelle im Sinne von §18 StromNEV,
§ 35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G

tatsdchlich entstandens Kosten

in EOG enthallene Ansilze

|DIfferenz

§ 5 Abs. 1 Salz 3 ARegV

Kostenverandening M g/ Messstellenbelrieb
inkl. Mafinahmen gem. § 21b EnWG

tatsachlich entslandene Kosten

in EOG enthaltene Ansétze

Differenz

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV

Anah

{ats&chlich enlstandene Kosten

Kapitalkosten aus g
nach § 23 ARegV

hmiglen Investilior d

in EOG enthaltene Anstitze

Differenz

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV

Aufldsung von Netzanschlusskostenbeilragen und
Baukostenzuschlissen nach § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3und 4 L.V.m,
S. 2 StromNEV

tatséchlich entstandene Koslen

in EOG enthallene Ansitze

Differenz

Summe aus Einzeldifferenzen «1.198.174

Jathresanfangsb

d (= Vorjat Ido)

-1.206.198

Endbesland (= Saldo aus Einzeldifferenzen)

-1.198.171

-1.206.198

Az: BK8-19/01882-01

Miltelwer aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand -599.085| -1.206.198

Anzuwendender Zinssatz geman § 5 Abs. 2 ARegV 1,34% 1,34% 1,34% : 1,34%] 1,34%
Verzinsung -8.028 -16.163 ;

Saldo Regulierungskonto { = Jahresendbestand + Verzinsung) -1.206.198, -1.222.361

Annultitische Beriicksichtig

in der Erldsobergrenze

Auswirkung auf die Erlésobergrenze

-415.637| 415.637]

-415.637

Mehrerlds (EOG-mindernd)
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Anlage 2 - Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA

Netz Leipzig GmbH

Az: BK8-19/01882-01

Vergleich der Netzbetreiberangaben und der von der Bundesnetzagentur ermittelten Werte gem. § 5 Abs. 1 ARegV des Jahres 2018

nach § 4 ARegV zulassige Erlose

erzielbare Eriose

i.V.m. S. 2 StromNEV

.1 8Satz 1 & 0G &
§ 5 Abs. 1 Satz 1 ARegV  |Erldsobergrenze (EOG) gemal § 4 ARegV Verzichtsbetrag in der Verprobung
Differenz
Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter fatsachlich entstandene Kosten
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV Netzebenen gem3R § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV m.EOG enthaltene Ansatze
Differenz
tatsachlich entstandene Kosten
Vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV, § |- =
§5Aps. 18atz2 ARegV 155 abe 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G in EOG enthaltene Ansatze
- Differenz
. tatsachlich entstandene Kosten
Kostenveranderung Messung / Messstellenbetrieb - =
§ 5 Abs. 1 Satz 3 ARegV inkl. MaRnahmen gem. § 21b EnWG m_EOG enthaltene Ansatze
Differenz
. . - tatsachlich entstandene Kosten
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV Kapitalkosten aus genehmigten Investitionsmafnahmen n EOG enthaltens Ansatze
nach § 23 ARegV : -
Differenz
Auflésung von Netzanschliusskostenbeitrdgen und tatséchlich enistandene Kosten
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV  |Baukostenzuschissen nach § 9 Abs. 1S. 1 Nr.3und 4 |in EOG enthalteéne Ansatze

Differenz

Summe aus Einzeldifferenzen

97.250.533

-1.198.171
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Anlage 3a Vergleich der Erlosobergrenzen

Vergleich Erlosobergrenzenbestandteile

Nelz Leipzig GmbH

Az: BIK8-19/01882-01

Netzbetrelber

BNetzA

Abweichung

Erlésobergrenze

Formelbestandteile

KA dnb

KA vnb

KA b

Anpassung VPI, / VPI, - PF,

Anpassung der Erlésobergrenze gem. EWF-Beschluss

Q-Element

Volatile Kosten

Saldo Regulierungskonto

Hartefall

Sonstiges

MEA

Nelzverdanderungen geman § 26 Abs. Il - V ARegV

Sonstiges

2018

2018

absolut

relativ

97.250.533
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Artzga 3b Verghs ch VPl und dauehafl ncht bas aflasbive Koaizn NezLeprg GreH Az BKB

Vergleich VPI und dauerhaft nicht beeinfluRbare Kosten

Netzbatrelber BNetzA
Kalenderjahr A4 Kalonderjahr el
vom Statistischen Bundesamt veroffentichter
Vertraucherpreisgesamtinde« des vorzlzten %
Ka'znderjatwes vor dem Jehe, Rir das die Erdsobergrenze 2aiE 107,40 2015 10740 0.00%
it (§ 8 ARegV)
Nolzbatrelber BNetzA
Dauerhafinichtbesinfiusshars Kosten nach § 11 Abs. 2 ARegV Kosten )
[EUR)
241 G Atnahma- und Vergu hten
2:2 Konzessionsabgaben
2-3 Belizbssleuem
2.4 |Planwert: ‘
Planwert:
2-5 Nachmistung yon Wechse'richtzm nazh § 10 Abs. 1
SysStabV
2.6 Genehmigla hvestdonsmalnahmen nach § 23 ARegV
2-6a  [Aufosung des Abzugsbetrags nach §23 Abs. 23 ARegV
2.7 fir diz Emichtung, den Belrizb und diz
Anderung von Erdrabe'n
Planwert: .
2-8 Vermizdene Nelzentgzte Im Sinne von §18 StromNEVY, §
35Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G
2-6b Zah'ungen an Stadiz oder Gemenden nach Mtalgabe von
§ 5 Abs. 4 StemNEV
= und ich 2
2.9 L und (Abschiuss vor
31.122008)
2-10  [Betrizbs- und Personaralstatighel
Y] g im
211 |von Balicbskindertagasstatien for Kinder der im
beschifigten Betrizbsan
2.12 ober U
2 Kostenaufiefungen nach Art. 12 der VO (EU) 34772013
2.12a  |FOrsehung und Entsickhing nach Magabe des § 253
° ARegV
2-13 tung von BKZ / in
Vertindung ma der StomNEV
2-14 Ausg'skhemechankmus nach § 2 Abs 4 EnLAG
dem fnanziz®2n Ausg'eich nach § 17d Absatz 4 des
2-15 i -1 des Offshore-
Metzentaichu s
Kapazitatsresene nach § 13e Abs. 3 EnWG, Stitegung
2-16 von Braunkch'zhraftserken nach § 13g EnWG sonie
Netzstabirateanlagen nach § 13k EnWG
2-17  [Entchsdigungen nach § 15 Abs. 1 und 2 EEG
Kompensationszahungen im Rahmen des
Satz 2 Nr. 1 |Ausg'eizhemechaniemus nach Artiel 3 der Verordnung
EG) Nr. 1228/2003
Satz2 M. 2 Erlose aus dem Engpassmanagement nach Artdel 6 der
222 W ererdnung (EG) r. 122872003
Kosten fur diz Beschaffung der Energhe zur Erbringung
Satz 2 Nr. 3 |von Ausg'ekcheleistungzn, enschiz0%h der Kosten [ir die
Kos'en oder Erose aus Malnahmen enes Betreders von
Sau2 oo a
Sonstigz
Sotzd Differenz zwizchen gznehmigten Verustenerg
924 |gen ansatzfahigen Kosten

Summe

180183201
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Anlago 3¢ Nerzverdndorungen

Nelz Lelpzig GmbH

[T (o e [NemnaRme [ Gisdien
[z ewen |namabane_|Gieion

01.01.2012
01.01.2018

Az BKB-19/01882-07
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Einzelnachweis Netz Leipzig GmbH Az: BK8-19/01882-01

Einzelaufstellung der Unterschiede der Netzbetreiberangaben und der von der Bundesnetzagentur ermittelten Werte gem. § 5 Abs. 1 AReqV des Jahres 2018

Seite 1von 1



	Beschlusskammer 8Aktenzeichen: BK8-19/01882-01Beschluss
	Gründe
	I.
	II.
	1.Zuständigkeit
	2. Ermittlung der Zu-bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Jahre 2020 bis 2022 nach § 5 Abs. 3 ARegV
	3. Entfall der vorläufigen Anordnung
	4. Rückwirkende Festlegung
	III. Gebühren
	IV. Anlagenverweis

	Rechtsmittelbelehrung
	Anlagen



